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3. Instanz
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Die Revision der KlÃ¤ger gegen das Urteil des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz
vom 27. Juli 2000 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten des
Revisionsverfahrens sind nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die HÃ¶he der KrankenversicherungsbeitrÃ¤ge.

Die KlÃ¤gerin zu 5) ist die Mutter der KlÃ¤ger zu 1) bis 4), die am 19. Dezember
1984 (KlÃ¤gerin zu 1), am 4. April 1988 (KlÃ¤ger zu 2), am 19. MÃ¤rz 1992 (KlÃ¤ger
zu 3) und am 16. Januar 1994 (KlÃ¤ger zu 4) geboren sind. Die KlÃ¤gerin zu 5) ist
seit 1981 in der gesetzlichen Krankenversicherung versichert und Mitglied der
beklagten Krankenkasse. Seit September 1989 besteht eine freiwillige
Mitgliedschaft mit Ausnahme der Zeit vom 2. MÃ¤rz 1995 bis zum 29. Oktober
1996, in der sie wegen Leistungsbezugs nach dem ArbeitsfÃ¶rderungsgesetz (AFG)
versicherungspflichtig war. Sie hatte wÃ¤hrend der Zeit ihrer freiwilligen
Versicherung keine eigenen Einnahmen. Ihr Ehegatte und Vater der KlÃ¤ger zu 1)
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bis 4) ist als Angestellter beschÃ¤ftigt. Er ist wegen Ã�berschreitens der
Jahresarbeitsentgeltgrenze versicherungsfrei und bei einem privaten
Krankenversicherungsunternehmen versichert. Die KlÃ¤ger zu 1) bis 4) sind jeweils
seit ihrer Geburt freiwillig versicherte Mitglieder der Beklagten.

Die Beklagte legte der Beitragsbemessung fÃ¼r die KlÃ¤ger zu 1) bis 4) jeweils die
Mindesteinnahmen nach Â§ 240 Abs 4 Satz 1 des FÃ¼nften Buches
Sozialgesetzbuch â�� Gesetzliche Krankenversicherung (SGB V) zugrunde (ein
Drittel der monatlichen BezugsgrÃ¶Ã�e) und verlangte die entsprechenden
MindestbeitrÃ¤ge. Bei der KlÃ¤gerin zu 5) erhob sie in der Zeit ihrer freiwilligen
Versicherung MonatsbeitrÃ¤ge unter Heranziehung von Einnahmen ihres Ehegatten
nach der HÃ¤lfte der monatlichen Beitragsbemessungsgrenze und damit in HÃ¶he
der HÃ¤lfte des HÃ¶chstbeitrags eines freiwillig Versicherten. Die BeitrÃ¤ge wurden
mit Bescheiden vom 19. September 1989, vom 18. April 1990, vom 12. Februar
1992 und vom 23. Dezember 1993 festgesetzt. Im MÃ¤rz 1995 beantragten die
KlÃ¤ger eine Ã�berprÃ¼fung. Sie beanstandeten, daÃ� ihre BeitrÃ¤ge insgesamt
hÃ¶her seien als der HÃ¶chstbeitrag fÃ¼r einen freiwillig Versicherten. Die Beklagte
lehnte eine RÃ¼cknahme der frÃ¼heren Bescheide und eine Herabsetzung der
BeitrÃ¤ge auf zusammen einen HÃ¶chstbeitrag ab (Bescheide vom 13. Mai 1996).
Die WidersprÃ¼che wies sie zurÃ¼ck (Widerspruchsbescheide vom 9. Juli 1996).

Das Sozialgericht (SG) hat die von allen KlÃ¤gern gemeinschaftlich erhobene Klage,
mit der diese die Begrenzung ihrer BeitrÃ¤ge auf insgesamt einen HÃ¶chstbeitrag
beanspruchten, abgewiesen (Urteil vom 14. Januar 1998). Das Landessozialgericht
(LSG) hat die Berufung zurÃ¼ckgewiesen (Urteil vom 27. Juli 2000). Die Beklagte
habe es zu Recht abgelehnt, die bis Juli 1996 ergangenen Beitragsbescheide
zurÃ¼ckzunehmen und die in der Folgezeit ergangenen Beitragsbescheide
abzuÃ¤ndern. Die Voraussetzungen des Â§ 44 Abs 1 des Zehnten Buches
Sozialgesetzbuch â�� Verwaltungsverfahren (SGB X) lÃ¤gen nicht vor. Die
Beitragsfestsetzung sei der Satzung entsprechend erfolgt. Die satzungsrechtlichen
Regelungen seien rechtmÃ¤Ã�ig. Die Beitragsbescheide seien auch nicht
verfassungswidrig, soweit die Beitragsbelastung der KlÃ¤ger insgesamt ab 19.
MÃ¤rz 1992 (Geburt des dritten Kindes) den HÃ¶chstbeitrag eines freiwillig
Versicherten Ã¼bersteige.

Gegen dieses Urteil richtet sich die Revision der KlÃ¤ger. Sie rÃ¼gen die Verletzung
der Art 3 und 6 des Grundgesetzes (GG). In der mÃ¼ndlichen Verhandlung haben
sich die Beteiligten darÃ¼ber geeinigt, daÃ� sie fÃ¼r die BeitrÃ¤ge in der Zeit ab
1996 entsprechend dem vorliegenden Urteil verfahren werden, das fÃ¼r die
vorangegangene Zeit ergeht. Im Ã¼brigen beantragen die KlÃ¤ger,

das Urteil des LSG vom 27. Juli 2000 und das Urteil des SG vom 14. Januar 1998
sowie die Bescheide der Beklagten vom 13. Mai 1996 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 9. Juli 1996, abzuÃ¤ndern und die Beklagte zu
verurteilen, unter RÃ¼cknahme der Beitragsbescheide fÃ¼r die Zeit ab 1989 die
Gesamtbeitragslast der KlÃ¤ger auf den HÃ¶chstbeitrag eines freiwilligen Mitglieds
zu begrenzen.
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Die Beklagte beantragt,

die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die angefochtene Entscheidung fÃ¼r zutreffend.

Der Senat hat den Beteiligten eine in einem anderen Verfahren eingeholte Auskunft
des Verbandes der privaten Krankenversicherung eV vom 15. Januar 2001 zur
HÃ¶he der VersicherungsprÃ¤mien fÃ¼r Kinder Ã¼bersandt.

II

Die Revision der KlÃ¤ger ist unbegrÃ¼ndet. Das LSG hat die Berufung der KlÃ¤ger
gegen das klageabweisende Urteil des SG mit Recht zurÃ¼ckgewiesen. Die
Bescheide vom 13. Mai 1996 in der Gestalt der Widerspruchsbescheide vom 9. Juli
1996 sind nicht rechtswidrig. Die Beklagte ist nicht verpflichtet, die Bescheide vom
19. September 1989, 18. April 1990, 12. Februar 1992 und 23. Dezember 1993 nach
Â§ 44 Abs 1 SGB X zurÃ¼ckzunehmen. Diese Bescheide waren nicht rechtswidrig.
BeitrÃ¤ge sind aufgrund dieser Bescheide nicht zu Unrecht erhoben worden. Die
Beitragsforderung fÃ¼r die KlÃ¤ger zu 1) bis 5) braucht nicht auf insgesamt einen
HÃ¶chstbeitrag eines freiwillig Versicherten begrenzt zu werden.

1. Die Ã�berschreitung des HÃ¶chstbeitrages ist fÃ¼r folgende Zeiten und in
folgender HÃ¶he eingetreten und umstritten:

a) Die BeitrÃ¤ge der KlÃ¤ger Ã¼berschritten zusammen erstmals nach der Geburt
des dritten Kindes am 19. MÃ¤rz 1992 einen HÃ¶chstbeitrag. Die Summe der von
den KlÃ¤gern zu 1) bis 5) zu tragenden BeitrÃ¤ge sank dann in der Zeit vom 2. Mai
1995 bis zum 29. Oktober 1996 wieder unter einen HÃ¶chstbeitrag, weil die
KlÃ¤gerin zu 5) in dieser Zeit auf Grund eines Leistungsbezuges nach dem AFG
krankenversicherungspflichtig war und die BeitrÃ¤ge von der Bundesanstalt fÃ¼r
Arbeit getragen wurden (Â§ 5 Abs 1 Nr 2 SGB V iVm Â§ 155 Abs 1 AFG; Â§ 157 AFG).
AnschlieÃ�end wurde, weil auch die KlÃ¤gerin zu 5) wieder freiwillig versichert war,
ein HÃ¶chstbeitrag erneut Ã¼berschritten. Doch sind die entsprechenden
Beitragsbescheide nicht in das Gerichtsverfahren eingefÃ¼hrt worden. Die
Beteiligten haben sich insofern darauf geeinigt, daÃ� fÃ¼r die BeitrÃ¤ge in der Zeit
ab 1996 entsprechend dem vorliegenden Urteil verfahren wird.

b) Die Beitragslast der KlÃ¤ger zusammen stellte sich nach einer von der Beklagten
vorgelegten Ã�bersicht im Vergleich zu einem einzigen HÃ¶chstbeitrag von 1992
bis 1995, soweit auch die KlÃ¤gerin zu 5) freiwillig versichert war, wie folgt dar:

Ab 01.01.92 mtl. Mindestbeitr. = 136,00 x 2 = 272,00 DM (2 Kinder)

+ 295,00 DM (Ehefrau)

Gesamtbeitr. = 567,00 DM HÃ¶chstbeitrag = 590,00 DM
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Ab 01. 04.92 hÃ¶here Beitragslast durch das am 19.03.92 geborene Kind (KlÃ¤ger
zu 3)

Mindestbeitr. = 136,00 x 3 = 408,00 DM (3 Kinder)

+ 295,00 DM (Ehefrau)

Gesamtbeitr. = 703,00 DM HÃ¶chstbeitrag = 590,00 DM

ab 01.10.92 mtl. Mindestbeitr. = 149,00 x 3 = 447,00 DM (3 Kinder)

+ 324,00 DM (Ehefrau)

Gesamtbeitr. = 771,00 DM HÃ¶chstbeitrag = 648,00 DM

ab 01.01.93 mtl. Mindestbeitr. = 158,00 x 3 = 474,00 DM (3 Kinder)

+ 324,00 DM (Ehefrau)

Gesamtbeitr. = 798,00 DM HÃ¶chstbeitrag = 686,00 DM

ab 01.01.94 mtl. Mindestbeitr. = 167,00 x 3 = 501,00 DM (3 Kinder)

+ 362,00 DM (Ehefrau)

Gesamtbeitr. = 863,00 DM HÃ¶chstbeitrag = 724,00 DM

Ab 01.02.94 hÃ¶here Beitragslast durch das am 16.01.94 geborene Kind (KlÃ¤ger
zu 4)

ab 01.02.94 mtl. Mindestbeitr. = 167,00 x 4 = 668,00 DM (4 Kinder)

+ 362,00 DM (Ehefrau)

Gesamtbeitr. = 1.030,00 DM HÃ¶chstbeitrag = 724,00 DM

ab 01.01.95 mtl. Mindestbeitr. = 173,00 x 4 = 692,00 DM (4 Kinder)

+ 362,00 DM (Ehefrau)

Gesamtbeitr. = 1.054,00 DM HÃ¶chstbeitrag = 743,00 DM

2. Die Beitragslast entsprach den Vorschriften des SGB V und der Satzung der
Beklagten. Das gilt zunÃ¤chst fÃ¼r die klagenden Kinder (KlÃ¤ger zu 1 bis 4).

a) Ihre BeitrÃ¤ge sind gemÃ¤Ã� Â§ 15 Abs 6 Buchst c der Satzung der Beklagten
nach beitragspflichtigen Einnahmen in HÃ¶he eines Drittels der monatlichen
BezugsgrÃ¶Ã�e festgesetzt. Dies sind die Mindesteinnahmen, die nach Â§ 240 Abs 4
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Satz 1 SGB V zugrunde zu legen sind und nicht unterschritten werden dÃ¼rfen
(BSGE 70, 13, 16f = SozR 3-2500 Â§ 240 Nr 6 S 13).

Die Beitragspflicht der KlÃ¤ger zu 1) bis 4) beruht darauf, daÃ� sie von einer durch
die KlÃ¤gerin zu 5) vermittelten Familienversicherung wegen des hohen
Einkommens ihres Vaters nach Â§ 10 Abs 3 SGB V ausgeschlossen und nach Â§ 9
Abs 1 Nr 2 SGB V (Â§ 176b Abs 1 Nr 2 RVO) freiwillige Mitglieder der Beklagten
geworden sind. Folge des Ausschlusses von der Familienversicherung ist die
insgesamt hohe Beitragslast der KlÃ¤ger zu 1) bis 4), die in ihrer freiwilligen
Versicherung jeweils einen Beitrag zahlen mÃ¼ssen.

Der AusschluÃ� von der Familienversicherung verstÃ¶Ã�t nicht gegen
hÃ¶herrangiges Recht, insbesondere nicht gegen Art 3 Abs 1 oder Art 6 Abs 1 GG.
Dies hat das Bundessozialgericht (BSG) wiederholt zu Â§ 10 Abs 3 SGB V und dem
bis zum Inkrafttreten des SGB V geltenden Â§ 205 Abs 1 Satz 2 RVO entschieden
(BSGE 70, 13, 18 = SozR 3-2500 Â§ 240 Nr 6; SozR 3-2500 Â§ 240 Nr 7; Urteile vom
25. Januar 2001 in SozR 3-2500 Â§ 10 Nr 20, 21 mwN) und gilt nach der
letztgenannten Entscheidung auch, wenn wie hier mehrere Kinder von dem
AusschluÃ� betroffen sind. Verfassungsbeschwerden gegen die frÃ¼here Regelung
des Â§ 205 Abs 1 Satz 2 der Reichsversicherungsordnung (RVO) sind erfolglos
geblieben (BVerfG SozR 2200 Â§ 205 Nr 18). Auf die GrÃ¼nde der vorstehenden
Entscheidungen wird Bezug genommen.

Das Vorbringen der Revision, die vor langer Zeit getroffene Entscheidung des Vaters
der KlÃ¤ger zu 1) bis 4) fÃ¼r die private Krankenversicherung dÃ¼rfe nicht auf
Dauer zu ihren Lasten gehen, richtet sich in der Sache gegen ihren AusschluÃ� von
der Familienversicherung. Â§ 10 Abs 3 SGB V stellt jedoch allein darauf ab, daÃ� der
Elternteil mit dem hÃ¶heren und Ã¼ber der Jahresarbeitsentgeltgrenze liegenden
Einkommen nicht der gesetzlichen Krankenversicherung angehÃ¶rt. Die Vorschrift
unterscheidet nicht danach, wann sich dieser Elternteil gegen die gesetzliche
Krankenversicherung entschieden hat und ob dies schon vor GrÃ¼ndung der
Familie geschehen ist. BeschÃ¤ftigte wie der Vater der KlÃ¤ger zu 1) bis 4), die
wegen der HÃ¶he ihres Arbeitsentgelts versicherungsfrei sind, hatten regelmÃ¤Ã�ig
die MÃ¶glichkeit, zwischen der gesetzlichen und der privaten Krankenversicherung
zu wÃ¤hlen. Waren sie schon zu Beginn ihres Berufslebens versicherungsfrei,
konnten sie der gesetzlichen Krankenversicherung nach Â§ 9 Abs 1 Nr 3 SGB V
(frÃ¼her Â§ 176a Abs 1 Satz 1 RVO) beitreten. Wurden sie erst wÃ¤hrend einer
versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigung wegen Ã�berschreitens der
Jahresarbeitsentgeltgrenze (frÃ¼her Jahresarbeitsverdienstgrenze)
versicherungsfrei, konnten sie sich nach Â§ 9 Abs 1 Nr 1 SGB V (frÃ¼her Â§ 313 Abs
1 Satz 1 RVO) in der gesetzlichen Krankenversicherung weiterversichern. Die
Entscheidung gegen die gesetzliche Krankenversicherung ist endgÃ¼ltig, sofern
nicht spÃ¤ter aus anderen GrÃ¼nden Versicherungspflicht eintritt. Die dauerhaften
Auswirkungen dieser einmal getroffenen Entscheidung bei der Familienversicherung
erscheinen sachgerecht. Sie waren schon bei der Entscheidung zwischen den
beiden Versicherungssystemen vorhersehbar.

b) Die KlÃ¤ger zu 1) bis 4) haben keinen Anspruch darauf, daÃ� ihre BeitrÃ¤ge
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unter den jeweiligen Mindestbeitrag gesenkt werden, soweit fÃ¼r sie zusammen
oder unter BerÃ¼cksichtigung der BeitrÃ¤ge ihrer Mutter die BeitrÃ¤ge Ã¼ber
einem einzigen HÃ¶chstbeitrag liegen. Der Senat hat in den Urteilen vom 25. Januar
2001 (SozR 3-2500 Â§ 10 Nr 20, 21) dargelegt, daÃ� der AusschluÃ� der Kinder von
der Familienversicherung nach Â§ 10 Abs 3 SGB V eine Systemabgrenzung darstellt,
die in der Regel zwischen privater und gesetzlicher Krankenversicherung erfolgt. Als
Systemabgrenzung bedeutet der AusschluÃ� in erster Linie, daÃ� diese Kinder auf
das Sicherungssystem verwiesen werden, das fÃ¼r den nicht der gesetzlichen
Krankenversicherung angehÃ¶renden Elternteil zustÃ¤ndig ist. Das ist in der Regel
die private Krankenversicherung dieses Elternteils (hier des Vaters), kann aber auch
die beamtenrechtliche Beihilfe mit einer Zusatzversicherung in der privaten
Krankenversicherung sein. Der Gesetzgeber ist nicht verpflichtet, die von ihm
geregelte Systemabgrenzung dadurch zu modifizieren, daÃ� er die
Beitragsbelastung fÃ¼r die genannten Kinder, wenn sie der gesetzlichen
Krankenversicherung als Mitglieder beigetreten sind, insgesamt â�� einschlieÃ�lich
der Beitragslast des freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung versicherten
Elternteils â�� auf den HÃ¶chstbeitrag eines freiwillig Versicherten begrenzt. Diese
von der Revision erhobene Forderung wÃ¼rde im Ergebnis dazu fÃ¼hren, die
Folgen der genannten Systemabgrenzung zu Lasten der gesetzlichen
Krankenversicherung teilweise rÃ¼ckgÃ¤ngig zu machen.

c) Der Senat verkennt nicht, daÃ� Art 6 Abs 1 GG es gebieten kÃ¶nnte, die
Krankenversicherung von Kindern eines Versicherten beitragsrechtlich zu
begÃ¼nstigen. In der gesetzlichen Krankenversicherung geschieht dies dadurch,
daÃ� Kinder nach MaÃ�gabe des Â§ 10 Abs 1 bis 3 SGB V Ã¼ber die
Familienversicherung beitragsfrei versichert sind (Â§ 3 Satz 3 SGB V). Soweit Kinder
von der Familienversicherung ausgeschlossen sind, weil sie Ã¼ber den nicht
gesetzlich krankenversicherten Elternteil einem anderen Sicherungssystem
zugewiesen sind, muÃ� ein von Art 6 Abs 1 GG gebotener Schutz der Familie jedoch
in diesem Sicherungssystem angeboten werden, dh hier in der privaten
Krankenversicherung. Nach den Versicherungsbedingungen der privaten
Krankenversicherung werden Kinder zu BeitrÃ¤gen versichert, die nach der vom
Senat eingeholten Auskunft des Verbandes der privaten Krankenversicherung eV im
wirtschaftlichen Ergebnis etwa die HÃ¶he der MindestbeitrÃ¤ge der Beklagten
haben, nach dem Vorbringen der Revision in der mÃ¼ndlichen Verhandlung jedoch
deutlich unter den MindestbeitrÃ¤gen liegen sollen. In der privaten
Krankenversicherung wird allerdings eine beitragsfreie Versicherung von Kindern
nicht angeboten. Sie mÃ¼ssen dort vielmehr einen Beitrag zahlen. Der Senat hat
nicht zu entscheiden, ob die private Krankenversicherung bei Versicherten mit
mehreren Kindern eine Beitragsstaffelung vornehmen mÃ¼Ã�te, um die
Gesamtbeitragsbelastung zu mindern, und ob dieses aus Art 6 Abs 1 GG herzuleiten
wÃ¤re. Die KlÃ¤ger zu 1) bis 4) kÃ¶nnen jedenfalls nicht verlangen, daÃ� eine
Beitragsstaffelung fÃ¼r Kinder in ihrer Lage, die in der privaten
Krankenversicherung nicht besteht, zu ihren Gunsten in der gesetzlichen
Krankenversicherung vorgenommen wird. Die Systemabgrenzung des Â§ 10 Abs 3
SGB V fÃ¼hrt vielmehr dazu, daÃ� Kinder wie die KlÃ¤ger zu 1) bis 4), die
grundsÃ¤tzlich der privaten Versicherung zugewiesen, aber der gesetzlichen
Krankenversicherung beigetreten sind, hier nicht Vorteile dieses Systems verlangen
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kÃ¶nnen, die ihnen die private Versicherung nicht einrÃ¤umt.

Der Senat konnte sich auch unter BerÃ¼cksichtigung der GrÃ¼nde des Beschlusses
der 2. Kammer des 1. Senats des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) vom 19.
Dezember 1994 (SozR 3-1300 Â§ 40 Nr 3) nicht davon Ã¼berzeugen, daÃ� fÃ¼r die
KlÃ¤ger zu 1) bis 4) eine Beitragsminderung verfassungsrechtlich geboten ist. Darin
wird ausgefÃ¼hrt, es sei nicht zu beanstanden, daÃ� freiwillig Versicherte einen
dem Umfang ihres Versicherungsschutzes angemessenen Mindestbeitrag zu zahlen
haben. Es kÃ¶nne offenbleiben, ob dies auch dann gelte, wenn eine Familie
mangels beitragsfreier Mitversicherung im Rahmen der Stammversicherung eines
Elternteils freiwillige BeitrÃ¤ge fÃ¼r mehrere Kinder und den Ehegatten
aufzubringen habe und dadurch die wirtschaftliche LeistungsfÃ¤higkeit der Familie
mÃ¶glicherweise Ã¼berfordert werde, weil insgesamt hÃ¶here BeitrÃ¤ge zu zahlen
seien als die von einem Pflichtversicherten mit beitragsfreier Familienversicherung
zu zahlenden HÃ¶chstbeitrÃ¤ge. â�� Die Frage, ob eine finanzielle Ã�berforderung
der Familie eintritt, ist auÃ�er von der HÃ¶he der zu zahlenden BeitrÃ¤ge auch von
der HÃ¶he des Einkommens abhÃ¤ngig. Hier lag das Einkommen des allein
verdienenden und privat versicherten Vaters durchgehend ungefÃ¤hr beim
Doppelten der Jahresarbeitsentgeltgrenze (vgl unten 3a und c). Deswegen erscheint
die Familie durch die gesamte Beitragsbelastung als nicht Ã¼berfordert. DarÃ¼ber
hinaus wÃ¤re eine drohende Ã�berforderung bei Familien wie derjenigen der
KlÃ¤ger nicht durch eine Beitragsentlastung in der gesetzlichen
Krankenversicherung, sondern bei der auch den KlÃ¤gern zu 1) bis 4)
offenstehenden privaten Krankenversicherung zu verlangen. Wenn eine
Ã�berforderung der Familie durch die Beitragslast der maÃ�gebende Grund fÃ¼r
eine verfassungsrechtlich notwendige Beitragsentlastung sein sollte, so mÃ¼Ã�te
diese in der privaten Krankenversicherung ebenso durchgefÃ¼hrt werden wie in der
gesetzlichen Krankenversicherung, hier demnach in der privaten
Krankenversicherung des allein verdienenden Vaters.

Auch aus den Urteilen des BVerfG vom 3. April 2001 (1 BvR 1629/94 und 1 BvR
1681/94) zur Beitragsbemessung in der sozialen und der privaten
Pflegeversicherung ergibt sich keine verfassungsrechtliche Forderung, die
Beitragsbelastung der KlÃ¤ger zu 1) bis 4) in der gesetzlichen Krankenversicherung
zu mindern. Das BVerfG hat entschieden, daÃ� es von Verfassungs wegen geboten
ist, die Beitragsbelastung von Eltern in der sozialen Pflegeversicherung zu
verringern, soweit sie ein Kind oder mehrere Kinder erziehen. Eine entsprechende
Beitragsentlastung in der privaten Pflegeversicherung hat es jedoch nicht fÃ¼r
erforderlich gehalten. Eine Ã�bertragung der GrundsÃ¤tze dieser Entscheidung auf
die Beitragsbemessung der KlÃ¤ger zu 1) bis 4) ist schon deshalb ausgeschlossen,
weil bei diesen KlÃ¤gern die Beitragsbelastung fÃ¼r ihre eigene Versicherung im
Streit steht. Wenn sie insoweit eine Entlastung fordern, mÃ¼Ã�te diese fÃ¼r sie in
der privaten Krankenversicherung vorgesehen werden.

3. Auch die BeitrÃ¤ge der KlÃ¤gerin zu 5) entsprechen Gesetz und Satzung.

a) Bei der KlÃ¤gerin zu 5) richtet sich die Beitragsbemessung nach Â§ 15 Abs 6
Buchst d der Satzung der Beklagten, der insoweit seit dem 1. Januar 1989
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unverÃ¤ndert gilt. Danach setzen sich die beitragspflichtigen Einnahmen bei nicht
oder nur geringfÃ¼gig erwerbstÃ¤tigen Mitgliedern, deren Ehegatte nicht einer
Krankenkasse der gesetzlichen Krankenversicherung angehÃ¶rt, aus den eigenen
Einnahmen und den nachzuweisenden Bruttoeinnahmen des Ehegatten zusammen
(Satz 1). FÃ¼r die Einstufung in die Versicherungsklassen wird die HÃ¤lfte dieses
Betrages berÃ¼cksichtigt, hÃ¶chstens bis zur halben Beitragsbemessungsgrenze
(Satz 2). Soweit andere Unterhaltsberechtigte vorhanden sind, gilt Satz 1 mit der
MaÃ�gabe, daÃ� dieser Betrag um ein Sechstel der monatlichen BezugsgrÃ¶Ã�e
nach Â§ 18 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch â�� Gemeinsame Vorschriften
fÃ¼r die Sozialversicherung (SGB IV), auf volle 10 DM aufgerundet, fÃ¼r jeden
Unterhaltsberechtigten gekÃ¼rzt wird (Satz 4).

Aufgrund der von der KlÃ¤gerin zu 5) erst fÃ¼r die Zeit ab 1991 vorgelegten
Einkommensunterlagen ihres Ehegatten hat das LSG allerdings nur von diesem
Zeitpunkt an feststellen kÃ¶nnen, daÃ� das anzurechnende Bruttoeinkommen des
Ehegatten auch nach der KÃ¼rzung gemÃ¤Ã� Satz 4 noch die Beitragsfestsetzung
rechtfertigte. Das LSG hat gleichwohl zu Recht auch fÃ¼r die Zeit vorher eine
Verpflichtung zur Aufhebung der frÃ¼heren Bescheide verneint. Es bedurfte dazu
keiner weiteren Feststellungen zur RechtmÃ¤Ã�igkeit dieser Bescheide. Die
Beklagte ist zu deren RÃ¼cknahme nach Â§ 44 SGB X nur verpflichtet, wenn
feststeht, daÃ� das Recht unrichtig angewandt oder von einem unrichtigen
Sachverhalt ausgegangen worden ist. Zu Feststellungen hierzu im
Ã�berprÃ¼fungsbescheid ist die Krankenkasse oder im Urteil das Gericht in der
Regel nur verpflichtet, wenn gegen die zu Ã¼berprÃ¼fenden Verwaltungsakte
Einwendungen erhoben werden. Hier hat die KlÃ¤gerin zu 5) im Verwaltungs- und
im Gerichtsverfahren nicht geltend gemacht, die Beklagte habe bei der
Beitragsfestsetzung fÃ¼r die damalige Zeit ihre Satzungsvorschriften unzutreffend
angewandt oder sei von einem unrichtigen Sachverhalt ausgegangen. Sie hat allein
wegen der HÃ¶he ihres Beitrags einen VerstoÃ� gegen das GG gerÃ¼gt.

Soweit das LSG Feststellungen zum Einkommen des Ehegatten getroffen hat, ist es
zutreffend zu dem Ergebnis gelangt, daÃ� die Beitragsbemessung der Satzung
entsprach. Das monatliche Bruttoarbeitsentgelt des Ehegatten Ã¼berstieg seit
1991 die Beitragsbemessungsgrenze (Â§ 223 Abs 3 SGB V) um etwa das Doppelte.
Es betrug im Jahre 1994 monatlich 11.580 DM bei einer Beitragsbemessungsgrenze
von 5.700 DM und im Jahre 1995 monatlich 12.130 DM bei einer
Beitragsbemessungsgrenze von 5.850 DM. Vor der Anrechnung von
Ehegatteneinkommen bei der KlÃ¤gerin zu 5) war es nach Â§ 15 Abs 6 Buchst d
Satz 4 der Satzung fÃ¼r jeden der KlÃ¤ger zu 1) bis 4) um ein Sechstel der
BezugsgrÃ¶Ã�e zu kÃ¼rzen. Die BezugsgrÃ¶Ã�e betrug monatlich 3.920 DM im
Jahre 1994 und 4.060 DM im Jahre 1995, das Sechstel 1994 aufgerundet 660 DM,
1995 aufgerundet 680 DM, die KÃ¼rzung fÃ¼r die vier Kinder 1994 monatlich 2.640
DM (= 4 x 660 DM) und 1995 monatlich 2.720 DM (= 4 x 680 DM). Vom
Ehegatteneinkommen verblieb nach Abzug der KÃ¼rzungsbetrÃ¤ge fÃ¼r die Kinder
1994 monatlich 8.940 DM (= 11.580 DM./. 2.640 DM) und 1995 monatlich 9.410 DM
(= 12.130 DM./. 2.720 DM). Es lag damit selbst nach dieser KÃ¼rzung noch weit
Ã¼ber der jeweiligen Beitragsbemessungsgrenze. In der Zeit vorher Ã¼berschritt
das Bruttoarbeitsentgelt ebenfalls deutlich die Beitragsbemessungsgrenze.
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Abzuziehen waren damals jedoch nur KÃ¼rzungsbetrÃ¤ge fÃ¼r zwei, ab 1992 fÃ¼r
drei Kinder. Die Beklagte konnte demnach bei der KlÃ¤gerin zu 5) nach Â§ 15 Abs 6
Buchst d der Satzung Einnahmen ihres Ehegatten bis zur satzungsgemÃ¤Ã�en
HÃ¶chstgrenze der halben Beitragsbemessungsgrenze heranziehen und auf dieser
Grundlage von ihr einen halben HÃ¶chstbeitrag fordern.

b) Diese Anrechnung von Ehegatteneinkommen bei freiwilligen Mitgliedern wie der
KlÃ¤gerin zu 5) hÃ¤lt sich im Rahmen der ErmÃ¤chtigung des Â§ 240 Abs 1 Satz 1
SGB V, der vorschreibt, daÃ� die Beitragsbelastung die gesamte wirtschaftliche
LeistungsfÃ¤higkeit des Mitglieds zu berÃ¼cksichtigen hat. Nach der bisherigen
Rechtsprechung gilt dies sowohl hinsichtlich der BerÃ¼cksichtigung der
Bruttoeinnahmen des Ehegatten als beitragspflichtige Einnahmen der KlÃ¤gerin zu
5) als auch hinsichtlich der KÃ¼rzung dieser Bruttoeinnahmen fÃ¼r jeden
Unterhaltsberechtigten (vgl zB BSG SozR 3-2500 Â§ 240 Nr 15, 26 sowie zum
frÃ¼heren Â§ 180 Abs 4 Satz 3 RVO der GroÃ�e Senat des BSG in BSGE 58, 184 = 
SozR 2200 Â§ 180 Nr 27). Nicht zu entscheiden ist hier, ob es mit Â§ 240 Abs 1 Satz
1 SGB V vereinbar ist, daÃ� die Anrechnung von Ehegatteneinkommen nach der
Satzung der Beklagten auf die halbe Beitragsbemessungsgrenze beschrÃ¤nkt ist.
Die KlÃ¤gerin zu 5) ist durch diese Kappung nicht beschwert, sondern begÃ¼nstigt.

Eine Begrenzung der insgesamt von den Mitgliedern einer Familie zu zahlenden
BeitrÃ¤ge auf den HÃ¶chstbeitrag, wie es die Revision fordert, entspricht nicht dem
Beitragssystem der gesetzlichen Krankenversicherung. Die beitragsfreie
Mitversicherung der Kinder im Rahmen der Familienversicherung besteht nur, wenn
die Familienversicherung fÃ¼r sie nicht nach Â§ 10 Abs 3 SGB V ausgeschlossen ist,
und im Ã¼brigen fÃ¼r den Ehegatten und die Kinder nach Â§ 10 Abs 1 Satz 1 Nr 5
SGB V nur, soweit das Gesamteinkommen des betreffenden Familienmitglieds ein
Siebtel der BezugsgrÃ¶Ã�e nicht Ã¼berschreitet. Familienmitglieder, die
EinkÃ¼nfte Ã¼ber dieser Grenze haben, mÃ¼ssen sich selbst versichern und dabei
einkommensgerechte BeitrÃ¤ge, jedenfalls aber MindestbeitrÃ¤ge zahlen. Die
Beitragsbelastung fÃ¼r eine Familie mit minderjÃ¤hrigen Kindern kann deshalb
schon dann, wenn beide Elternteile Arbeitsentgelt verdienen, bis zu zwei
HÃ¶chstbeitrÃ¤ge ausmachen. Haben ihre minderjÃ¤hrigen unterhaltsberechtigten
Kinder eigene EinkÃ¼nfte, kann die Beitragslast noch darÃ¼ber hinaus gehen.

c) FÃ¼r die Beitragsbemessung ist unter den hier vorliegenden wirtschaftlichen
VerhÃ¤ltnissen im Ergebnis unerheblich, ob der KÃ¼rzungsbetrag fÃ¼r Kinder
angemessen ist, um den das Ehegatteneinkommen vor Anrechnung bei der
KlÃ¤gerin zu 5) gemindert wird. Ein niedrigerer Beitrag wÃ¼rde sich fÃ¼r sie selbst
dann nicht ergeben, wenn der KÃ¼rzungsbetrag fÃ¼r jedes unterhaltsberechtigte
Kind von einem Sechstel auf ein Drittel der BezugsgrÃ¶Ã�e angehoben und damit
verdoppelt wÃ¼rde. Dann wÃ¤re in der Berechnung fÃ¼r 1994 und 1995 (oben 3a
am Ende) vom monatlichen Bruttoarbeitsentgelt im Jahre 1994 (11.850 DM) ein
KÃ¼rzungsbetrag von 5.280 DM (4 x 1.320 DM) und vom monatlichen
Bruttoarbeitsentgelt im Jahre 1995 (12.130 DM) ein KÃ¼rzungsbetrag von 5.440 DM
(4 x 1.360 DM) abzuziehen. In beiden Jahren lÃ¤ge das verbleibende
Bruttoarbeitsentgelt immer noch Ã¼ber den monatlichen
Beitragsbemessungsgrenzen von 5.700 DM (1994) und 5.850 DM (1995) und
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rechtfertigte die Erhebung eines halben HÃ¶chstbeitrages.

4. FÃ¼r Familien, bei denen das Einkommen nicht so hoch ist, deren Kinder aber
dennoch nach Â§ 10 Abs 3 SGB V von der beitragsfreien Familienversicherung
ausgeschlossen sind, kann indes die Regelung in Â§ 15 Abs 6 Buchst d Satz 4 der
Satzung der Beklagten in Zukunft nicht unverÃ¤ndert bleiben. Nicht zu beanstanden
ist zwar weiterhin, daÃ� Ehegatteneinkommen angerechnet wird. Der
KÃ¼rzungsbetrag fÃ¼r Kinder muÃ� jedoch angehoben werden.

a) Der GroÃ�e Senat des BSG hat in seiner Entscheidung vom 24. Juni 1985 (BSGE
58, 184 = SozR 2200 Â§ 180 Nr 27) noch zu dem bis 1988 geltenden Recht der RVO
bei der Anrechnung von Ehegatteneinkommen die BerÃ¼cksichtigung von Kindern
fÃ¼r geboten erklÃ¤rt. AnschlieÃ�end haben die Beklagte und viele andere
Krankenkassen vor der Anrechnung von Ehegatteneinkommen beim Mitglied einen
KÃ¼rzungsbetrag in HÃ¶he von einem Sechstel der BezugsgrÃ¶Ã�e pro Kind
eingefÃ¼hrt. Hierbei ist es in den Satzungen der Beklagten und anderer
Krankenkassen bis heute geblieben. Der erkennende Senat hat die
Satzungsregelungen der Beklagten zuletzt mit Urteil vom 26. MÃ¤rz 1996 (SozR
3-2500 Â§ 5 Nr 26) fÃ¼r das Jahr 1993 gebilligt. Inzwischen hat sich die Rechtslage
jedoch weiterentwickelt.

b) Soweit der Bemessung des KÃ¼rzungsbetrages in HÃ¶he von einem Sechstel der
BezugsgrÃ¶Ã�e der Unterhaltsbedarf eines Kindes zugrunde gelegen haben sollte,
hat das BVerfG in seinen Entscheidungen zur einkommensteuerrechtlichen
BerÃ¼cksichtigung des Unterhaltsbedarfs von Kindern vom 10. November 1998
(BVerfGE 99, 216 ff, 246 ff, 268 ff und 279 ff) den Gesetzgeber verpflichtet, den
Unterhaltsbedarf bei der Bemessung der Einkommensteuer hÃ¶her als bisher
anzusetzen. Durch das Gesetz zur FamilienfÃ¶rderung vom 22. Dezember 1999
(BGBl I 2552) ist in Â§ 32 Abs 6 des Einkommensteuergesetzes (EStG) zusÃ¤tzlich
zum Kinderfreibetrag von jÃ¤hrlich 6.192 DM ein Betreuungsfreibetrag von jÃ¤hrlich
3.024 DM aufgenommen worden. Eine ErhÃ¶hung der FreibetrÃ¤ge unter
BerÃ¼cksichtigung des Erziehungsbedarfs ist fÃ¼r 2002 vorgesehen (BT-Drucks
14/1513 S 11). Steuerrechtlich wird damit bereits jetzt ein Betrag als
Unterhaltsbedarf berÃ¼cksichtigt, der im Monat Ã¼ber einem Sechstel der
BezugsgrÃ¶Ã�e liegt. Die genannten BeschlÃ¼sse des BVerfG haben zwar keine
Bedeutung fÃ¼r die Entscheidung, ob ein Kind nach Â§ 10 Abs 3 aus der
Familienversicherung ausgeschlossen wird (Urteil des Senats vom 25. Januar 2001
in SozR 3-2500 Â§ 10 Nr 20). Sie kÃ¶nnen aber nicht unberÃ¼cksichtigt bleiben bei
der Frage, wie hoch der KÃ¼rzungsbetrag fÃ¼r Kinder bei der Anrechnung von
Ehegatteneinkommen anzusetzen ist, wenn er am Unterhaltsbedarf eines Kindes
ausgerichtet wird. Dann geht der steuerliche Unterhaltsbedarf im Jahre 2001 mit
rund 830 DM monatlich und geplanter weiterer Anhebung Ã¼ber ein Sechstel der
monatlichen BezugsgrÃ¶Ã�e von rund 750 DM hinaus.

c) Eine weitergehende ErhÃ¶hung des KÃ¼rzungsbetrages fÃ¼r jedes Kind ist
geboten, wenn sich die Krankenkassen bei seiner ursprÃ¼nglichen Bemessung
nach einem Sechstel der BezugsgrÃ¶Ã�e davon haben leiten lassen, daÃ� dieser
Wert damals auch den fiktiven Mindestgrundlohn fÃ¼r die Bemessung der
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MindestbeitrÃ¤ge freiwilliger Mitglieder bestimmte (vgl Â§ 180 Abs 4 Satz 1 RVO).
Eine solche Verbindung beider Werte lag nahe. Wenn Kinder wegen des hÃ¶heren
Einkommens ihres privat versicherten Elternteils von der beitragsfreien
Familienversicherung bei ihrem in der gesetzlichen Krankenversicherung
versicherten Elternteil ausgeschlossen wurden, muÃ�te im wesentlichen der privat
versicherte Elternteil fÃ¼r ihren Krankenversicherungsschutz aufkommen. Er
muÃ�te sie zu eigenen BeitrÃ¤gen in der privaten oder zu MindestbeitrÃ¤gen in der
gesetzlichen Krankenversicherung versichern. Wurde dann jedoch weiter die
HÃ¤lfte seines Bruttoeinkommens seinem in der gesetzlichen Krankenversicherung
versicherten Ehegatten bei dessen Beitragsbemessung zugerechnet, so drÃ¤ngte es
sich auf, vorab Einnahmen in der HÃ¶he abzuziehen, wie sie der
Mindestbeitragsbemessung der Kinder zugrunde gelegt wurden. Die
Ã�bereinstimmung von Mindestbeitragsbemessungsgrundlage fÃ¼r freiwillig
versicherte Kinder und KÃ¼rzungsbetrag fÃ¼r Kinder bei der Anrechnung von
Ehegatteneinkommen besteht indes nicht mehr, seit mit dem Inkrafttreten des SGB
V am 1. Januar 1989 die monatliche Mindestbeitragsbemessungsgrundlage von
einem Sechstel auf ein Drittel der BezugsgrÃ¶Ã�e angehoben und damit verdoppelt
wurde (vgl Â§ 240 Abs 4 Satz 1 SGB V im Vergleich zu Â§ 180 Abs 4 Satz 1 RVO),
wÃ¤hrend der genannte KÃ¼rzungsbetrag mit einem Sechstel der BezugsgrÃ¶Ã�e
unverÃ¤ndert blieb. Dieses fÃ¼hrte bei stetigem Anstieg der BezugsgrÃ¶Ã�e dazu,
daÃ� sich der Unterschiedsbetrag zwischen der monatlichen
Mindestbeitragsbemessungsgrundlage und dem KÃ¼rzungsbetrag immer weiter
erhÃ¶hte. WÃ¤hrend beide Werte im Jahre 1988, dem letzten Jahr der Geltung der
RVO, bei einer BezugsgrÃ¶Ã�e von monatlich 3.080 DM noch Ã¼bereinstimmend
bei monatlich aufgerundet 520 DM lagen, betrug nach der GesetzesÃ¤nderung im
Jahre 1989 die Mindestbeitragsbemessungsgrundlage (ein Drittel der monatlichen
BezugsgrÃ¶Ã�e) monatlich 1.050 DM, der KÃ¼rzungsbetrag (ein Sechstel der
monatlichen BezugsgrÃ¶Ã�e) hingegen nur 525 DM. Bis zum Jahre 2001 ist bei
einer BezugsgrÃ¶Ã�e von monatlich 4.480 DM das Drittel auf rund 1.500 DM, das
Sechstel aber nur auf rund 750 DM gestiegen. Wenn die ursprÃ¼ngliche
Ã�bereinstimmung der Werte wiederhergestellt werden soll, mÃ¼Ã�te der
KÃ¼rzungsbetrag fÃ¼r jedes Kind auf ein Drittel der BezugsgrÃ¶Ã�e angehoben
werden.

d) Der Senat hÃ¤lt aus den genannten GrÃ¼nden fÃ¼r Familien mit Kindern, die
nach Â§ 10 Abs 3 SGB V von der Familienversicherung ausgeschlossen sind, bei der
Anrechnung von Ehegatteneinkommen eine ErhÃ¶hung des KÃ¼rzungsbetrages
oder eine vergleichbar kinderfreundliche andere Regelung fÃ¼r erforderlich. Dazu
benÃ¶tigen die Beklagte und Krankenkassen mit gleichartigen Regelungen eine
angemessene Zeit. Der Senat behÃ¤lt sich jedoch vor, Satzungsregelungen, die bei
den genannten Familien den KÃ¼rzungsbetrag fÃ¼r jedes Kind nicht angemessen
erhÃ¶hen, fÃ¼r die Zeit ab dem 1. Januar 2002 zu beanstanden.

e) Eine gesonderte BerÃ¼cksichtigung der GrundsÃ¤tze, die das BVerfG in seinen
Entscheidungen zur Bemessung der BeitrÃ¤ge von Eltern in der sozialen
Pflegeversicherung aufgestellt hat, ist hier fÃ¼r den in der gesetzlichen
Krankenversicherung versicherten Elternteil nicht geboten. Seine Entlastung erfolgt
schon durch den KÃ¼rzungsbetrag fÃ¼r unterhaltsberechtigte Kinder bei der
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Anrechnung von Ehegatten-Einkommen, auch wenn sich dieses (wie bei der
KlÃ¤gerin zu 5) nicht bei allen Versicherten beitragsmindernd auswirkt. AuÃ�erdem
hat das BVerfG dem Gesetzgeber eine Frist bis 2004 eingerÃ¤umt um zu prÃ¼fen,
ob eine Ã�bertragung seiner GrundsÃ¤tze auf die Krankenversicherung geboten ist.

5. Hiernach erwies sich die Revision der KlÃ¤ger als unbegrÃ¼ndet und war
zurÃ¼ckzuweisen. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 des
Sozialgerichtsgesetzes.

Erstellt am: 20.08.2003

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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